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Betreff: Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Maienweg 2"

- Behandlung der Stellungnahmen sowie Satzungsbeschluss -

Anlagen: 1 Ubersichtsplan (Anlage 1)
1 Bebauungsplan (Anlage 2)
1 Textliche Festsetzungen (Anlage 3)
1 Begrtindung (Anlage 4)
1 Vorhaben- und ErschlieBungsplan
Architekturbtro Obermeier + Traub, Ulm (Anlage 5.1-5.8)
1 Abwagung der vorgebrachten Stellungnahmen
im Zuge der 6ffentlichen Auslegung (Anlage 6)
1 Mehrfertigung der vorgebrachten Stellungnahmen (Anlage 6.1-6.7)
nur elektronisch
1 Abwagung der vorgebrachten Stellungnahmen
im Zuge der friihzeitigen Beteiligung (Anlage 7)
1 Mehrfertigung der vorgebrachten Stellungnahmen (Anlage 7.1-7.20)
nur elektronisch
1 Durchflhrungsvertrag (Anlage 8)
nur elektronisch
Antrag:
1. Die zum Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Maienweg 2" vorgebrachten

Stellungnahmen in der von der Hauptabteilung Stadtplanung, Umwelt, Baurecht
vorgeschlagenen Art und Weise zu behandeln.

2. Dem Durchfuhrungsvertrag zum Vorhaben- und ErschlieBungsplan zuzustimmen.

Zur Mitzeichnung an: Bearbeitungsvermerke Geschaftsstelle des
Gemeinderats:
BM 3, C 3, LI, OB, VGV Eingang OB/G

Versand an GR

Niederschrift §

Anlage Nr.




3. Den vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Maienweg 2" gemaB § 10 Abs. 1 BauGB als
Satzung zu beschlieBen.

Christ



Sachdarstellung:

1. Kurzdarstellung

Vorhabenbezogener Bebauungsplan fir die Neubebauung des Grundstlckes Flur Nr.
1238/1 in Soflingen.

2. Rechtsgrundlagen

a) 8§81 Abs.3,§3Abs. 2, §4 Abs. 2 und § 13 a Baugesetzbuch i. d. F. der
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634), zuletzt geandert durch Art. 2
Absatz 3 G zur Modernisierung des Rechts der Umweltvertraglichkeitsprifung vom
20.07.2017 (BGBI. I S. 2808).

b) § 74 Landesbauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 05.03.2010 (GBI.
S. 358 ber. S. 416), zuletzt geandert durch Gesetz von 21.11.2017 (GBI.S.612)

3. Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich umfasst das Grundstlck: Flurstlick Nr. 1238/1 sowie eine
Teilflache des Flursttcks Nr. 3218 der Gemarkung Ulm, Flur Soflingen. Der
Geltungsbereich weist eine GroBe von ca. 796 m2 auf.

4, Anderung bestehender Bebauungspline

Mit diesem Bebauungsplan wird folgender Bebauungsplan in den entsprechenden
Teilflachen des Geltungsbereiches geandert:

- Bebauungsplan Nr. 163-22 genehmigt am 21.09.1971

Ein naturschutzrechtlicher Ausgleich gemalB3 § 1a Abs. 3 BauGB sowie die Erstellung eines
Umweltberichts im Sinne von § 2a BauGB sind nicht erforderlich.

5. Darstellung des Flachennutzungsplans

Der rechtsverbindliche Flachennutzungs- und Landschaftsplan 2010 des
Nachbarschaftsverbands Ulm (siehe Amtsblatt Nr. 37 vom 16.09.2010) stellt fir den
raumlichen Geltungsbereich dieses vorhabenbezogenen Bebauungsplanes eine
"Wohnflache (W)" dar. Mit der Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet (WA) ist der
Bebauungsplan aus dem Flachennutzungsplan entwickelt.

6. Verfahrenstibersicht

a) Aufstellungsbeschluss und Beschluss zur frihzeitigen Beteiligung des FBA
Stadtentwicklung, Bau und Umwelt vom 02.10.2018 (GD 338/18)

b) Offentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses und des Beschlusses zur
frihzeitigen Beteiligung in der Stdwestpresse am 06.10.2018

¢) Fruhzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemaB § 3 Abs. 1 BauGB sowie friihzeitige
Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemaR § 4 Abs. 1
BauGB vom 15.10.2018 bis einschlieBlich 09.11.2018

d) 1. Beratung des Auslegungsbeschlusses im FBA Stadtentwicklung, Bau und Umwelt
vom 19.03.2019 (GD 084/19), ohne Beschlussfassung
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e) Auslegungsbeschluss und Beschluss zur Beteiligung des FBA Stadtentwicklung, Bau
und Umwelt am 16.07.2019

f) offentliche Bekanntmachung des Auslegungsbeschlusses in der Stdwestpresse am
20.07.2019

g) Offentlichkeitsbeteiligung gemaB § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Behorden
und sonstigen Trager offentlicher Belange gemal3 § 4 Abs. 2 BauGB vom 29.07.2019
bis einschlieBlich 30.08.2019.

Sachverhalt

Ausgangslage

Das Plangebiet befindet sich an der Einmindung des Maienwegs in die Harthauser StraBe.
Der Geltungsbereich liegt innerhalb des rechtskraftigen Bebauungsplans Nr. 163-22,
genehmigt am 21.09.1971. Dieser Bebauungsplan korrespondiert weder mit der
Bestandsbebauung noch mit der realisierten Verkehrsfihrung.

Die benachbarte Grenzbebauung auf dem Flurstiick 1238/6 ist aus der Teilung des
Grundsttcks im Jahr 1984 hervorgegangen. Anlasslich dieser Teilung wurde 1983 die
Baulast 280/Il eingetragen; damit wird auf dem Grundstlck Maienweg 2 dauerhaft ein
Brandabstand von 5 Meter gesichert.

Infolge der GrundstUcksteilung entstand ein neues Grundstuck, das in stadtebaulicher
Hinsicht fUr eine bauliche Arrondierung geeignet ist, auf Grundlage des bestehenden
Bebauungsplans und der darin festgesetzten Uberbaubaren Grundstlcksflachen aber nicht
sinnvoll bebaut werden kann. Deshalb soll zur planungsrechtlichen Sicherung der
Bebauung in Abstimmung mit der Hauptabteilung Stadtplanung, Umwelt, Baurecht ein
neuer, vorhabenbezogener Bebauungsplan im Sinne von § 12 Abs. 2 BauGB aufgestellt
werden.

Mit der Umsetzung des Neubauvorhabens wird die stadtebaulich pragnante Ecke an der
Einmindung des Maienwegs in die Harthauser StraBBe neu definiert. Dabei orientiert sich
die Neubebauung an den Typologien und MaBstaben der unmittelbaren Umgebung.

Geplante Neugestaltung

Die Neubaukonzeption sieht zwei Baukorper fur die Wohnnutzung vor. Dabei werden drei
Wohneinheiten entstehen. Die Bebauung orientiert sich am Charakter der Umgebung.
Beide Gebaude sind zweigeschossig mit ausgebauten Dachgeschossen konzipiert. Die
erforderlichen Stellpldtze werden in Carports untergebracht.

Im Rahmen der ersten Beratung zum Auslegungsbeschluss am 19.03.2019 hat der FBA
Stadtentwicklung, Bau und Umwelt Kritik an der Gebaudestellung des westlichen Hauses,
an dessen Lage zum StraBBenraum und dem groBen Eingriff in die Tiefe des
Gartengrundstlcks gelbt. Ferner wurde die Dichte der Bebauung infrage gestellt.
Vorhabentrager und Architekten haben die Kritikpunkte aufgenommen und die Planung
im Sinne der Anregungen aus dem FBA modifiziert. Um den Eingriff in die Tiefe des
Gartengrundstlcks zu reduzieren, wurde das westliche Haus um 90° gedreht und
traufstandig weiter an die StraBe gerickt. Zudem wurde das Haus um eine Wohneinheit
reduziert und somit die Anzahl der notwendigen Stellplatze (Carports) entsprechend
verringert.
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Spezieller Artenschutz

Fir das Plangebiet wurde eine artenschutzfachliche Prifung durch das Biro
Arbeitsgemeinschaft Landschaftsokologie agl Ulm durchgefihrt und mit der unteren
Naturschutzbehorde abgestimmt.

Darin wurden MaBnahmen zur Minderung der Eingriffe und zur Vermeidung des
Eintretens von Verbotstatbestanden empfohlen. Unter Berlcksichtigung der dargestellten
VermeidungsmaBnahmen sind durch die Planung keine Verbotstatbestande nach § 44
BNatSchG zu erwarten.

Wesentliche Stellungnahmen im Bebauungsplanverfahren

Private Stellungnahmen

Von Seiten der Offentlichkeit wurden im Zuge der 6ffentlichen Auslegung drei
Stellungnahmen vorgebracht. Im Wesentlichen beziehen sich die Einwender auf flnf
Themenbereiche:

- Heranricken des stidwestlichen Baukorpers naher an den Maienweg

- Reduzierung der Gebaudehohen

- Nachteilige Auswirkung der Bebauung auf Artenschutz und Stadtklima
- Vermutung ungeklarter Eigentumsverhaltnisse

Der stdwestliche Baukorper wurde im Zuge des letzten Verfahrensschritts auf Wunsch der
Angrenzer um 90° gedreht und weiter an den Maienweg gerickt, um einerseits den
Eingriff in die Tiefe des Gartengrundsticks zu reduzieren und andererseits der geaul3erten
Beflirchtung der Einsichtnahme auf das Nachbargrundsttick zu begegnen. Im Zuge dessen
hat die Vorhabentragerin auf eine Wohneinheit verzichtet. Der verbliebene Abstand des
Hauses zum Maienweg ist nun deutlich geringer als etwa auf den Grundstticken der
Angrenzer. Der Wunsch nach einer wenigstens geringflgigen einer Vorzone vor der
Langsseite des Hauses ist aus Nutzersicht verstandlich; die beflrchteten Storeffekte fur die
Angrenzer gehen dagegen nicht Uber ein innerdrtlich Ubliches Mal3 hinaus. Mit zwei
Vollgeschossen zur Traufe und ausgebauten Dachgeschossen fligen sich die Baukorper in
den MaBstab des stadtebaulichen Kontexts ein; die notwendigen Abstandsflachen zu den
Grundstticksgrenzen werden eingehalten. Die Auswirkungen der Bebauung und die
stadtklimatologischen Verhaltnisse wurden eigens untersucht; erhebliche Auswirkungen
konnten nicht festgestellt werden. Die Vorhabentragerin ist mittlerweile alleinige
Eigentimerin des gesamten Grundstlcks; sie wird das gesamte Vorhaben in eigener
Verantwortung erstellen. Diese Durchfuhrungsverpflichtung ist im Durchfliihrungsvertrag
verankert. Alleinige Vertragspartnerin ist die Vorhabentragerin. Frihere Vormerkungen im
Grundbuch zugunsten Dritter wurden zwischenzeitlich geldscht.

Stellungnahmen von Behorden und sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange (TGB)

Folgende 4 Einwendungen flossen in die Abwagung mit ein:

- Nachbarschaftsverband Ulm

- Regierungsprasidium Freiburg Landesamt fur Geologie, Rohstoffe und Bergbau
- Entsorgungsbetriebe der Stadt UIm (EBU)

- SUB V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht

Die Stellungnahme der Nachbarschaftsverband war nachrichtlicher Natur und fahrt zu
keiner Anderung des Bebauungsplans.
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Das Regierungsprasidium Freiburg, Landesamt fir Geologie, Rohstoffe und Bergbau, die
Entsorgungsbetriebe der Stadt Ulm (EBU) und SUB V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht
verweisen auf die Stellungnahmen zur friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung.
Entsprechend Anlage 7 wurden die Stellungnahmen bereits vorgetragenen Punkte
abgewogen bzw. im Bebauungsplan berUcksichtigt.

Aufgrund der vorgebrachten AuBerungen wurde die Dachdeckung naher definiert. Die
Farbe wurde im Durchflihrungsvertrag geregelt. Weitere Anderungen am Bebauungsplan
sowie am Vorhaben- und ErschlieBungsplan wurden nicht vorgenommen.

Beschlussfassung

Mit der Zustimmung zum Durchfihrungsvertrag kénnen der vorhabenbezogene
Bebauungsplan in der Fassung vom 24.02.2021 und die ortlichen Bauvorschriften vom
24.02.2021 gemaB § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches als Satzungen erlassen und die
beiliegende Begriindung in der Fassung vom 24.02.2021 hierzu festgelegt werden.



	FLD_VOATNRBK
	Gremium
	Zusatzinformation
	Datum
	Beratungsfolge
	SMC_BM_VOTEXT6
	Anlage
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt

